
Wir legen Ihnen hiermit drei Formulare vor, 
Patientenverfügung, Vorsorgevollmacht sowie eine Er-
klärung zur Organspende. Ferner erhalten Sie zwei
Kärtchen für Geldbeutel oder Brieftasche als Hinweis
auf diese Verfügungen.

Patientenverfügung und Vorsorgevollmacht sind Aus-
druck des Selbstbestimmungsrechtes, das durch
das Patientenverfügungsgesetz garantiert wird. Ihr do-
kumentierter Wille, mag er anderen auch noch so un-
verständlich und unvernünftig erscheinen, ist für alle -
Ärzte, Krankenhäuser, Pflegeheime, Angehörige, Be-
vollmächtigte, Betreuer - verbindlich.

Die vorliegenden Formulare sind das Ergebnis jahr-
zehntelanger Beschäftigung mit diesem Thema. In vie-
len Streitfällen haben wir das Sterben von Menschen
nach deren Willen und gegen den Widerstand von An-
gehörigen, Ärzten und Pflegeheimen durchgesetzt.
Meist lagen nur ungenaue, zu pauschale oder nur
mündliche Äußerungen vor.

Die Rechtsanwälte unserer Kanzlei bringen laufend un-
sere umfangreiche, praktische Erfahrung in den Ar-
beitskreis der Autoren für die Vorsorgebroschüre des
Bayerischen Staatministeriums für Justiz und Verbrau-
cherschutz ein. In ihm wirken Ärzte, Theologen, Hos-
pizmitarbeitern, Juristen der Betreuungsstelle der Stadt
München, Fachleute der Bayerischen Landesärztekam-
mer und des Bayerischen Staatministeriums für Justiz
und Verbraucherschutz mit. Umgekehrt profitieren wir
von diesem Arbeitskreis, dessen Erkenntnisse wir lau-
fend in unsere Texte einarbeiten.

Vorrang bei der Formulierung der anliegenden Texte
hat für uns der rechtliche Aspekt. Nur wenn die For-
mulare klar und genau abgefasst sind und wenn sie
alle zwingenden rechtlichen Voraussetzungen enthal-
ten, sind sie rechtswirksam und für jedermann ver-
bindlich. Sie als Verfügender wollen schließlich
erreichen, dass Ihrem Willen entsprochen wird. Ihren
Angehörigen, Bevollmächtigten, Ärzten und Pflegern
helfen Sie dabei mit der klaren und unmissverständli-
chen Niederlegung Ihrer Wünsche. Aus diesem Grund
sollten Sie an den Formularen unter keinen Umstän-
den Änderungen oder Kürzungen vornehmen. Auf alle
weltanschaulichen oder religiösen Anmerkungen
haben wir verzichtet, da nur Sie allein sich hierüber
Gedanken machen können. Sie müssen Ihre Entschei-
dungen nicht begründen, Sie können aber Erläuterun-
gen auf einem Beiblatt hinzufügen. Ihre persönlichen,
möglichst handschriftlichen Zusätze über Wertvorstel-
lungen zu Leiden, Krankheit und Sterben, zu Verlust

von Wahrnehmung und Kommunikation, zu Behinde-
rung und Tod und Ihre Einstellung zur Organspende
verleihen Ihren Verfügungen ein besonderes Gewicht.
Sie machen sie damit zu einer höchstpersönlichen Er-
klärung von größter Glaubwürdigkeit, die es Ihren An-
gehörigen, Ärzten und Pflegepersonal leichter macht,
sie zu akzeptieren.
Für die rechtliche Durchsetzbarkeit der Verfügun-
gen sind unsere Formulare die juristisch unerlässliche
Basis, aus der nichts entfernt werden darf, ohne dass
die Rechtswirksamkeit leidet - auch wenn Ihnen man-
che Formulierungen »hart« erscheinen mögen.

»Verstecken« Sie Ihre Formulare nicht, denn wenn nie-
mand weiß, wo sie sich befinden, kann auch niemand
Ihren verbindlichen Willen befolgen. Nehmen Sie
daher die beigefügten Hinweiskärtchen zu Ihren Aus-
weispapieren, die Sie immer bei sich haben. Sprechen
Sie über alles mit Ihrer Familie, Ihrer Vertrauensperson,
der Sie Vorsorgevollmacht erteilen, und Ihrem Arzt.

Es ist für die Rechtswirksamkeit grundsätzlich nicht
notwendig, die Formulare notariell beurkunden
oder beglaubigen zu lassen (Ausnahmen s. unten).
Dies ist nur erforderlich, wenn Sie nicht mehr schrei-
ben können, blind sind oder beispielsweise Regelun-
gen zu Immobiliengeschäften oder Darlehensauf-
nahmen treffen wollen (s.u.). Wenn Sie jedoch die an-
liegenden Texte und ggf. ergänzende persönliche Zu-
sätze bei einem Notar beurkunden lassen, dann hat
dies auch den Vorteil, dass sich der Notar pflichtge-
mäß von Ihrer Einsichts- und Geschäftsfähigkeit über-
zeugt. Dies ist aber auch mit einem aktuellen
Arztattest zu belegen.

Sie haben jederzeit das Recht, Ihre Verfügungen ganz
oder teilweise zu widerrufen oder unsere Formulare
erneut auszufüllen, wenn Sie Ihren Willen ändern. Es
gelten jeweils Ihre aktuellen Verfügungen. Heben Sie
überholte Versionen dennoch auf, damit man Ihren
persönlichen Entwicklungsprozess nachvollziehen
kann.

Anmerkungen zur Patientenverfügung:

In der Patientenverfügung legen Sie heute schon Ihre
Behandlungswünsche für künftige Krankheitssituatio-
nen nieder, in denen Sie Ihren Willen nicht mehr bilden
und äußern können. Kreuzen Sie die gewünschten
Textblöcke an. Textblöcke, die für Sie nicht gelten sol-
len, können Sie zudem durchstreichen, um ein nach-
trägliches missbräuchliches Ankreuzen zu verhindern.

Unter Ziffer 1 werden die vier wesentlichen Situatio-
nen angesprochen.
Nach unserer Erfahrung führen gerade die Fälle dau-
erhafter Bewusstlosigkeit aus emotionalen Gründen
zu den schwierigsten Streitfällen. Hier wird das Leben
und damit der Verlauf Ihrer Erkrankung künstlich, z. B.
mit Beatmung oder mit einer Magensonde durch die
Bauchdecke, zuweilen über viele Jahre verlängert. Wi-
derspricht dies Ihrem in der Patientenverfügung erklär-
ten Willen, muss z. B. durch die Beendigung der
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Sondenernährung oder der künstlichen Beatmung das
Sterben zugelassen werden. Dies bedeutet jedoch
kein qualvolles Verhungern, Verdursten oder Er-
sticken, wenn es von geschulten Ärzten und erfahre-
nem Pflegepersonal begleitet wird. 

»Frischen« Sie Ihre Patientenverfügung durch Ihre -
etwa alle ein bis zwei Jahre erneut hinzugefügte - Un-
terschrift mit Datum immer wieder auf, auch wenn
dazu keine rechtliche Verpflichtung besteht. So begeg-
nen Sie dem Einwand, Ihre Verfügung sei nicht aktu-
ell. Für Kinder und Patienten mit Amyotropher
Lateralsklerose (ALS) bietet unsere Kanzlei spezielle Pa-
tientenverfügungstexte an.

Sollte bei Ihnen heute schon eine schwere, möglicher-
weise zum Tode führende Erkrankung bestehen, so
sollten Sie nicht nur eine Patientenverfügung verfas-
sen. Dann haben Sie die Gelegenheit, zusätzlich Ihre
persönliche gesundheitliche Vorausplanung zu orga-
nisieren. Besprechen Sie mit Ihrem Arzt alle Möglich-
keiten und Hilfen der Behandlung, Betreuung, Pflege,
ggf. welche Einrichtung in Frage kommt, u. a.. Hierfür
hat der Gesetzgeber 2015 den Rahmen für neue Be-
ratungsangebote geschaffen. Auch Hospizvereine und
die Betreuungsstellen der Kreisverwaltungen beraten
Sie hierbei.

Nach deutschem Recht muss Ihre Patientenverfügung
beachtet und - ggf. sogar gerichtlich – durchgesetzt
werden. Als spezialisierte Rechtsanwälte werden wir
damit bei Streitfällen regelmäßig beauftragt. Fast
immer gelingt es uns, diese schwierigen Mandate im
Konsens zu lösen.

Anmerkungen zur Vorsorgevollmacht:

In der Vorsorgevollmacht bestimmen Sie eine Person,
der Sie vertrauen und der Sie zutrauen, Ihren Willen
durchzusetzen. Diese Person sollte Ihre Beweggründe
und Ihre Wertvorstellungen aus Gesprächen kennen.

Es ist weitgehend unbekannt, dass Sie auch Ihre An-
gehörigen, auch Ihre Kinder oder Ihren Ehepartner,
auf diese Weise bevollmächtigen müssen. Denn allein
Verwandtschaft oder Eheschließung geben diesen Per-
sonen nicht das Recht, über Ihr Wohl zu entscheiden
und Sie zu vertreten.

Eine Vorsorgevollmacht darf keine Bedingungen
ihrer Wirksamkeit enthalten wie zum Beispiel eine
krankheitsbedingte Handlungs- oder Einwilligungsun-
fähigkeit. Unsere Vorsorgevollmacht gilt deshalb nach
außen ohne Bedingung und sofort. So können Sie
auch schon entlastet werden, wenn Sie bettlägerig
krank oder körperlich behindert aber durchaus noch
willens- und entscheidungsfähig sind. Eine Vollmachts-
erteilung setzt natürlich Vertrauen in Ihren Bevoll-
mächtigten voraus. Solange Sie noch willensfähig sind,
empfiehlt es sich, die Vollmacht bei sich zu Hause an
einem der Vertrauensperson bekannten Ort aufzube-
wahren.
Bundesweit ist eine Registrierung Ihrer Vorsorgevoll-
macht gegen geringe Gebühr im Zentralen Vorsorge-

register der Bundesnotarkammer möglich. 
(www.vorsorgeregister.de)

Sie bestimmen durch Ankreuzen der Kästchen den
Umfang der Vollmacht. Vollmachtserteilung ist keine
Entmündigung! 
Ihr Bevollmächtigter muss Sie nach Ihrem Willen ver-
treten, z.B. bei der Suche nach einem Heimplatz. Sie
können darüber hinaus - jedoch keinesfalls im Formu-
lar - dem Bevollmächtigten zusätzliche Weisungen er-
teilen. Sie können die Vollmacht mit mehreren,
getrennten Formularen auf verschiedene Personen,
eventuell sogar mit verschiedenen Aufgabenbereichen
(z. B. Trennung der Bereiche Gesundheits- und Ver-
mögenssorge), verteilen. Sie sollten in diesen Fällen je-
doch unbedingt den Rat eines Rechtsanwalts
einholen. Auch wenn Sie die gleichen Aufgabenberei-
che auf mehrere Personen verteilen wollen, sollten Sie
getrennte Vollmachtsformulare für jeden Bevollmäch-
tigten verwenden. So besteht Rechtsklarheit, dass
jeder Bevollmächtigte alleine handeln kann.
Darf der Bevollmächtigte Vertretungsgeschäfte mit
sich selbst schließen? Da dies in besonderem Maße die
Gefahr eines Missbrauchs eröffnet, verbietet dies 
§ 181 BGB. Unser Formular beinhaltet aber die Mög-
lichkeit, dass Sie den Bevollmächtigten von diesem
Verbot befreien. Das ist etwa sinnvoll, wenn der Be-
vollmächtigte Ihr Auto an sich selbst verkaufen und
übernehmen soll oder etwa das Pflegegeld erhalten
soll.

Eine notarielle Beurkundung der Vorsorgevollmacht ist
für die Aufnahme von Verbraucherdarlehen erforder-
lich. Sinnvoll ist sie beim Betrieb eines Handelsgewer-
bes oder für Gesellschafter einer Personen- oder
Kapitalgesellschaft.

Bei einer Beurkundung wird die Urkunde von einem
Notar in einer Niederschrift abgefasst, den Beteiligten
vorgelesen, von den Beteiligten genehmigt und in An-
wesenheit des Notars eigenhändig unterzeichnet. Die
Beurkundung ist die strengste gesetzliche Formvor-
schrift.

Lediglich eine öffentliche Beglaubigung der Vorsor-
gevollmacht ist für folgende Bereiche erforderlich:
• Erklärungen gegenüber dem Handelsregister
• Erklärungen gegenüber dem Grundbuchamt,

wie bei dem Erwerb, der Veräußerung oder der 
Belastung einer Immobilie.

• Erklärung einer Erbausschlagung
• Erklärungen gegenüber der Fahrzeugzulassungsbe-

hörde
• Beantragung eines Reisepasses oder eines Personal-

ausweises

Die öffentliche Beglaubigung ist eine amtliche Beschei-
nigung der Richtigkeit einer Unterschrift. Eine öffent-
liche Beglaubigung kann grundsätzlich durch einen
Notar, eine Betreuungsbehörde, in Baden-Württem-
berg auch durch den Ratsschreiber der Gemeinde, in
Hessen durch die Ortsgerichtsvorsteher und in Rhein-
land-Pfalz von Gemeinde- und Stadtverwaltungen er-
teilt werden.



Achtung: Banken verlangen in der Regel eine
Vollmachtserteilung vor Ort auf bankeigenen
Vordrucken. Einige Behörden akzeptieren eine
Vorsorgevollmacht nur dann, wenn bei Voll-
machtsvorlage aktuell eine Handlungs- oder Ein-
willigungsunfähigkeit des Vollmachtgebers vorliegt
und diese ärztlich nachgewiesen ist.

Mit der Vorsorgevollmacht übertragen Sie nur gewisse
allgemeine Aufgabenbereiche, ohne diese mit konkre-
ten inhaltlichen Vorgaben zu verbinden. Mit der Pa-
tientenverfügung geben Sie solche inhaltlichen
Vorgaben im Bereich der Gesundheitssorge. An diese
ist der Bevollmächtigte gebunden und darf keine ei-
genen Entscheidungen treffen. Sinnvoll können wei-
tere inhaltliche Vorgaben zum Beispiel in den
Bereichen Vermögensangelegenheiten, Wohnsituati-
on, Heimaufnahme, Pflege durch Angehörige und
deren Vergütung, die Verwertung Ihrer Wohnungsein-
richtung oder die elterliche Sorge für Ihre Kinder sein.

Nach geltendem Recht verbietet sich die gerichtliche
Einsetzung eines Betreuers (früher »Vormund« oder
»Pfleger«), wenn Sie einen Bevollmächtigten einge-
setzt haben. Er kann wie ein gerichtlich bestellter Be-
treuer handeln. Sie ersparen damit allen Beteiligten ein
oft langwieriges gerichtliches Verfahren und halten
den finanziellen Aufwand gering.

Anmerkung zur Erklärung zur Organspende:

Mit der Erklärung beugen Sie dem Missverständnis vor,
Ihre Patientenverfügung wäre grundsätzlich mit Ihrer
Bereitschaft zur Organspende unvereinbar.

Zur weiteren Information empfehlen wir unser Buch
»Patientenrechte am Ende des Lebens«
Beck-Rechtsberater im dtv 
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